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Während die Selbstbestim-
mungsaufklärung (Eingriffs-
und Risikoaufklärung) da-

zu dient, die Voraussetzungen für ei-
ne wirksame Einwilligung in den
ärztlichen Eingriff und eine sonstige
mit Risiken verbundene Behandlung
zu schaffen, soll die Sicherungsauf-
klärung (therapeutische Aufklärung)
des Arztes den Patienten vor gesund-
heitlichen Gefahren bewahren. Hier-
zu gehört nach allgemeiner Ansicht
auch der Hinweis auf eine durch die
behandelte Erkrankung sowie die Me-
dikation herbeigeführte Fahrunsicher-
heit. Eine Verletzung dieser Hinweis-
pflicht stellt einen Behandlungsfeh-
ler dar, der zivilrechtliche Haftungs-
folgen auslösen kann, unter Umstän-
den sogar strafrechtlich relevant ist.

Voraussetzung einer ordnungs-
gemäßen Sicherungsaufklärung ist
wie für die Eingriffs- und Risikoauf-
klärung die hinreichende Einsichts-
fähigkeit des Patienten. Bei Minder-
jährigen sind ggf. die Eltern oder
sonstige Sorgeberechtigte einzu-
schalten. Unzureichend ist die Auf-
klärung, wenn der Arzt das Ge-
spräch mit einem Patienten führt,
der aufgrund der Einwirkung eines
Medikaments oder einer gerade be-
endeten Narkose noch nicht in der
Lage ist, die ärztlichen Hinweise
voll zu erfassen.Auch bei einem an-
geblich schon voll informierten Pa-
tienten hat sich der Arzt durch ent-
sprechende Nachfrage darüber zu

unterrichten, ob der Patient die Ri-
siken und die gebotenen Verhal-
tensregeln kennt. In welchem Um-
fange und mit welchem Nachdruck
die Sicherungsaufklärung zu erfol-
gen hat, hängt maßgeblich von der
Einsicht des Betroffenen ab, über
die sich der Arzt im Gesprächsver-
lauf zu vergewissern hat.

Der Arzt hat in den hier in Be-
tracht kommenden Fällen den Pati-
enten von sich aus zu befragen, ob
er gegenwärtig ein Kraftfahrzeug
führt. Es ist nicht Sache des Patien-
ten, den Arzt darauf hinzuweisen,
daß er mit dem Kraftfahrzeug ge-
kommen sei und ob Bedenken be-
stünden, nach der Behandlung da-
mit wegzufahren (vgl. u.a. LG Kon-
stanz NJW 1972, 2223 sowie Rie-
menschneider/Paetzold in NJW
1997, 2420, 2422). Der Arzt hat viel-
mehr unaufgefordert die erforderli-
chen Hinweise zu geben. Er darf die
Information auch nicht dem Bei-
packzettel überlassen, was zudem
meist zu spät wäre.

Nach ordnungsgemäßer Siche-
rungsaufklärung ist der Arzt im Re-
gelfalle nicht verpflichtet und dazu
meist auch nicht in der Lage, die Be-
achtung seiner Hinweise zu überwa-
chen. Eine Kontrollmöglichkeit ist
vielfach erst beim nächsten Arztbe-
such gegeben.

Etwas anderes gilt, wenn der
Arzt auch nach eingehender Auf-
klärung erkennt, daß sich der be-

handlungsbedingt fahruntaugliche
Patient nicht an seine Hinweise hal-
ten wird. Ein solcher Fall beendet
das generelle Vertrauen des Arztes
darauf, daß der Patient die Hinwei-
se beachten wird. Der Arzt ist dann
aufgrund seiner durch die Behand-
lung begründeten Garantenstellung
verpflichtet, Maßnahmen zur Ver-
hinderung von Schäden zu treffen,
die mit hoher Wahrscheinlichkeit zu
erwarten sind. Das beginnt einmal
mit äußerst nachdrücklichem Zure-
den bis hin zur Information Dritter.
Ist keine Begleitperson vorhanden
oder bereit, das Fahrzeug zu führen,
und der Patient ohne jede Einsicht,
so ist ggf. zur Abwehr schwerwie-
gender gesundheitlicher Schäden
des Patienten und der Allgemein-
heit die Information von Polizei-
behörden anzudrohen und, falls dies
ohne Wirkung bleibt, auch durchzu-
führen. Die darin liegende Durch-
brechung der ärztlichen Schweige-
pflicht ist in solchen Fällen nach den
Grundsätzen des rechtfertigenden
Notstandes (§ 34 StGB) gerechtfer-
tigt (vgl. BGH NJW 1968, 2288 und
Riemenschneider/Paetzold a.a.O. S.
2425; allgemeine Auffassung. Vgl.
dazu auch BGH NJW 1964, 412, mit
der rechtsähnlichen Beurteilung der
Pflichten eines Gastwirts nach Al-
koholausschank gegenüber einem
zurechnungsunfähig gewordenen
Gast).

P R A X I S

Zur Sicherungsaufklärung
des Arztes bei behandlungs-
bedingter Fahrunsicherheit
Ärztinnen und Ärzte müssen von sich aus auf eine durch die behandelte Erkrankung oder
die Medikation herbeigeführte Fahrunsicherheit hinweisen. Eine Verletzung dieser Pflicht
stellt einen Behandlungsfehler dar.
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